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1 Das Thema 

Ein wissenschaftliches Symposion über sozialpolitische Redistributionen als Mittel der 
Agrarpolitik ist bemerkenswert. Diese Feststellung betrifft nicht seine agrarpolitische 
Komponente, die als solche stets Mittelpunkt der Landwirtschaftswissenschaft war. Sie 
gilt auch nicht für die reine Sozialpolitik, die in ihrer modernen Gestaltungsform im 
Gesamtbereich der Landwirtschaft zwar lange Zeit theoretisch und faktisch keine Rolle 
spielte, die aber im letzten Jahrzehnt einen gewaltigen Aufschwung erlebt hat und seit­
dem trotz vor allem emotional bedingter, im ganzen aber nachlassender Gegenströmun­
gen einen beachtlichen Platz auch in der agrarpolitischen Prioritätenliste einnimmt. 
Bemerkenswert ist vielmehr die selbstverständliche Verbindung beider Disziplinen im 
allgemeinen sowie in Form von Mittel und Zweck im besonderen. Damit verdeutlicht 
das Thema eine Entwicklung, die heute herrschende Ansicht ist: den Zusammenhang 
zwischen Wirtschafts- und Sozialpolitik. Es überträgt diese Erkenntnis zugleich in den 
spezifisch landwirtschaftlichen Bereich: den immer mehr an Bedeutung gewinnenden 
Zusammenhang zwischen Agrarpolitik und Sozialpolitik, der sich im Sprachgebrauch 
bereits zur Agrarsozialpolitik verdichtet hat. Heute ist diese Agrarsozialpolitik sowohl 
als Teil der Agrarpolitik als auch als spezifische Komponente der Sozialpolitik aber 
auch in ihrer Auswirkung auf das Agrarrecht ein Faktum, das in Teilbereichen bereits 
legislative Ausformung und administrative Gestaltung gefunden hat. Das Thema ist 
daher aktuell. Es ist zu begrüßen, daß die Wissenschaft sich seiner anzunehmen beginnt. 

2 Ergänzende Einzelfragen 

Entwicklung und Stand der Agrarsozialpolitik mit der breiten Palette ihrer vielfältigen 
- zunächst indirekten und unbewußten, in letzter Zeit jedoch zunehmend unmittel­
baren, bewußten und ziel gerichteten sozialpolitischen Redistributionsarten und -formen 
sind in dem Hauptreferat zusammenfassend, sinnvoll geordnet und zum Teil auch 
kritisch beleuchtend dargestellt. Dem Inhalt dieser Darstellung ist - von einzelnen Aus­
nahmen abgesehen - zuzustimmen. Die gezogenen Folgerungen sind konsequent und 
zutreffend. Der schriftliche Diskussionsbeitrag verzichtet deshalb auf eine umfassende 
Gegendarstellung. Er beschränkt sich vielmehr auf die Prüfung ergänzender Einzelfra­
gen, die sich auf partielle Darlegungen des Hauptreferates, die Zuordnung sozialpoliti­
scher Redistributionen zum Bereich der sozialen Sicherung, ihrer Einordnung in die 
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Sozialrechtsordnung, die vergleichende Betrachtung ausländischer Regelungen und die 
Möglichkeiten administrativer Praktikabilität beschränken. 

1. Das Hauptre/erat unterscheidet zutreffend nach den Umverteilungsvorgängen 
zwischen dem Sektor Landwirtsmafl: und den übrigen Sektoren (intersektorale Redistri­
butionen) und nam der Umverteilung innerhalb des Sektors Landwirtschaft (intrasek­
torale Redistributionen). Den Begriffsbestimmungen und der Umschreibung der gege­
benen und denkbaren Einzeltatbestände ist zuzustimmen. Bei der Gesamtbeurteilung 
könnten indessen auch die nachfolgenden Gesichtspunkte Bedeutung gewinnen. 

a) Sicherlim ist die tatsämlime Situation innerhalb des landwirtsmaffiichen Bereims 
selbst durmaus untersdliedlim. Das bezieht sich aum auf die Einkommensverhältnisse. 
Die Frage nam den intrasektoralen Redistributionen wird daher mit Recht gestellt. 
Andererseits bildet die Landwirtsmaft nimt nur nam Sprachgebraum und Volksan­
sdlauung eine auf nahezu allen Gebieten existente Homogenität. Art und Umfang ihrer 
Tätigkeit, die besonderen Verhältnisse der Markt- und Preissituation, die Besonder­
heiten bei der Erzeugung, den Produktionsmitteln und den Standortbedingungen sowie 
die überkommenen Verhältnisse im bäuerlimen Lebens- und Familienbereimlassen sie 
bei wertungsfreier Betramtung trotz aller erkennbaren gegenteiligen Entwicklungsten­
denzen der jüngsten Zeit nom immer als besondere Bevölkerungs- und Wirtsmafts­
gruppe ersmeinen. Die Bemühungen um eine Verbesserung der sozialen Lage der Land­
wirtschaft und der Lebenshaltung ihrer Bevölkerung können an diesen Gegebenheiten 
nimt vorbeigehen. Eine zeitnahe Realpolitik wird deshalb der Gewichtigkeit nach die 
intersektoralen Redistributionen vorrangig behandeln müssen. Diese Feststellung ist 
zeitgebunden. Sie ändert sim in dem Maße, in dem sim die Untersmiedlichkeit der Ein­
kommensverhältnisse innerhalb der Landwirtsmaft vergrößert und die Versdlieden­
heiten zwischen der Landwirtsmaft und den übrigen Wirtschaftsgruppen verringern. Für 
diesen Fall würden die intrasektoralen Redistributionen über das bereits jetzt beste­
hende Maß an Bedeutung gewinnen. 

b) Simerlim kann im Bereim der Beitragsgestaltung eine Verringerung der Einkom­
mensungleidlheit innerhalb der Landwirtschaft durm absolut und relativ höhere Bei­
träge der einkommensstarken und geringere Beiträge der einkommenssmwachen Grup­
pen erreimt werden. 

Maßnahmen dieser Art setzen indessen entweder gen aue Fakten über die Höhe des 
Einkommens der einzelnen Landwirte oder die Bemessung des Einkommens nam allge­
meingültigen und objektiven Grundlagen voraus. So sehr dies bei Lohn- und Gehalts­
empfängern und bei den der Einkommenssteuer unterliegenden Selbständigen möglich 
ist, so smwierig ist es im Bereim der großen Masse der selbständigen Landwirte. Zwar 
smeint das Prinzip der Abhängigkeit des Einkommens von der Größe des bewirtsmaf­
teten Unternehmens nam den Feststellungen des Grünen Berimts generell bestätigt1). 

Indessen ist dies kein so absolutes Kriterium, daß es für eine politism erstrebenswerte, 
rechtlich einwandfreie und der Volksansmauung nam gerechte Einkommensumverteilung 
genügt. Vielmehr gibt es zahlreime objektive Umstände, die Unternehmern größerer 
Betriebe ständig oder periodism geringere Einkommen ermöglimen als zahlreimen Un­
ternehmern mit flämenmäßig kleineren Betrieben. 

Aus diesem Grunde wird in der gesetzlimen Unfallversimerung für die Landwirte 
und die ihnen gleimgestellten Familienangehörigen auf die sonst übliche Berechnung der 
Geldleistungen nam dem tatsächlimen Arbeitseinkommen verzimtet. Sie weimt für sie 
im Rahmen eines Sonderrechts vielmehr auf fiktive Jahresarbeitsverdienste in Form 
von (wesentlim niedrigeren) Durmsmnittssätzen aus. Es muß daher bezweifelt werden, 

1) Beridtt der Bundesregierung über die Lage der Landwirtsdtaft gemäß§ 4 Landwirtsdtafts­
gesetz und Maßnahmen der Bundesregierung gemäß § 5 Landwirtsdtaftsgesetz und EWG-An­
passungsgesetz (Grüner Beridtt 1968), S. 126 ff. 

396 



ob der sozialpolitisch wünschenswerte Effekt tatsächlich auf der Grundlage einer fak­
tischen Umverteilung des Einkommens erreicht werden kann. Statt dessen bietet sich 
vielmehr an, objektive oder objektivierbare Maßstäbe nach Umfang und Art der Boden­
bewirtschaftung zu gewinnen, wie sie dem Grundsatz nach seit langer Zeit im Recht 
der gesetzlichen Unfallversicherung für die Beitragsveranlagung und seit über einem 
Jahrzehnt auch im Recht der Altershilfe für Landwirte für die Abgrenzung landwirt­
schafHicher Existenzgrundlagen verwendet werden. Eine solche Absicht wird sich um 
so eher verwirklichen lassen, als es gelingt, im Wege der neuen Einheitsbewertung 
zutreffende Bewertungsmerkmale zu finden. 

c) Was die gesetzliche Unfallversicherung anbelangt, so hebt das Hauptreferat mit 
Recht die Staffelung der Beiträge nach dem erkennbaren Unfallrisiko hervor, spricht 
dieser Staffelung jedoch das Merkmal einer Verringerung der Einkommensungleichheit 
ab. Die Beiträge zur landwirtschaftlichen Unfallversicherung werden indessen nach dem 
Maß der menschlichen Arbeit (gemessen nach dem Arbeitsbedarf, dem Einheitswert oder 
einem anderen angemessenen Maßstab) berechnet. Sowohl der Maßstab des Arbeits­
bedarfs auch der des Einheitswertes führen aber schon deshalb zu einem Solidaraus­
gleich, weil das Maß der menschlichen Arbeit in der Regel bei größeren Unternehmen 
geringer ist als bei kleineren Unternehmen!). Das mag regional unterschiedlich sein; im 
ganzen triffi: diese Feststellung jedoch zu. 

d) Intrasektorale Redistributionen sozialpolitischer Art gewinnen größere Effektivi­
tät, wenn die in Betracht kommenden Sozialleistungen hoch, und geringere Bedeutung, 
wenn sie niedrig sind. Ihre Wirksamkeit ist daher auch von der Höhe der Sozialleistun­
gen abhängig, die sich ihrerseits jedenfalls partiell danach richtet, ob mit den sozial­
politischen Mitteln ein voller Risikoausgleich oder die möglichst volle Deckung des 
sozialen Bedarfs erreicht werden soll oder ob man sich auf Teillösungen beschränkt oder 
beschränken muß. Das wird evident sowohl im Recht der landwirtschaftlichen Unfall­
versicherung, das auf Grund der geschilderten Sondersituation die Leistungen etwa auf 
die Hälfte dessen beschränken muß, wie sie nach dem Vergleichslohn Arbeitnehmern ge­
währt werden2), als auch im Recht der Altershilfe für Landwirte, die nach wie vor nur 
eine Teilsicherung bieten kann3). Hieraus folgt, daß intrasektorale Redistributionen 
de lege lata sowohl im Leistungs- als auch im Beitragsbereich nur begrenzt möglich sind. 
Das kann sich jedoch in dem Maße ändern, als sich Leistungen und Beiträge erhöhen 
oder weitere für die Landwirtschaft wichtige Sozialtatbestände gesetzlich geregelt wer­
den, wie z. B. eine Pflichtkrankenversicherung. 

2. Die Zuordnung sozialpolitischer Redistributionen zum Bereich der sozialen Siche­
rung könnte vereinzelt Schwierigkeiten begegnen, und zwar sowohl in quantitativer 
als auch qualitativer Hinsicht. 

a) Das gilt nicht so sehr für die Fülle der indirekten und nicht zielgerichteten sozial­
politischen Maßnahmen, die allein aus sozialpolitischen Gründen getroffen worden sind. 
Hierbei handelt es sich vorwiegend um die Leistungen der klassischen Zweige der Deut­
schen Sozialversicherung, also der gesetzlichen Krankenversicherung, der gesetzlichen 
Unfallversicherung, der Altershilfe für Landwirte und der gesetzlichen Rentenversiche­
rung, die neben ihrer vorwiegend sozialpolitischen Relevanz auf vielfache Weise ge-

1) Grüner Bericht 1968, S. 58. 
2) Der Vergleichslohn beläuft sich in 1968 auf 9726 DM (Grüner Bericht 1968, S. 148). Dem­

gegenüber berechnen sich die Geldleistungen der Unfallversicherung für landwirtschaftliche 
Unternehmer und die ihnen gleichgestellten Familienangehörigen nach Durchschnittssätzen, 
die teilweise 5130 DM, teilweise aber auch nur 4800 DM betragen. 

3) Vgl. Arbeitsprogramm für die Agrarpolitik der Bundesregierung (Agrarprogramm) Land­
wirtschaft - Angewandte Wissenschaft, Heft 134, herausgegeben vorn Bundesministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, Juni 1968, S. 22. 
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eignet sind, agrarpolitische Zielsetzungen indirekt zu unterstützen und zu fördern!). 
Diese Maßnahmen halten sich vielmehr im Rahmen des herkömmlichen sozialen Lei­
stungsgefüges. 

b) Einer besonderen Prüfung hinsichtlich der aufgeworfenen Frage bedürfen vielmehr 
die neuartigen und auf den ersten Blick indifferenten Arten und Formen des notwendi­
gen sozialen Ausgleichs. Hierzu zählen die Hofabgabe als Leistungsvoraussetzung in 
der Altershilfe für Landwirte, die Gestellung von Ersatzkräften in der landwirtschaft­
lichen Altershilfe und der landwirtschaftlichen Unfallversicherung, die Gewährung 
wiederkehrender Geldleistungen bei strukturverbessernder Hofabgabe und die Ge­
währung von Umschulungsmaßnahmen für aktive Landwirte, die aus ihrer landwirt­
schaftlichen Tätigkeit kein ausreichendes Einkommen mehr erzielen können. 

Eine Einordnung dieser Maßnahmen in das System der klassischen Sozialversicherung 
ist nicht möglich. Versteht man hingegen das System der sozialen Sicherung über die 
Sozialklassik hinaus als die Finanzierung und Gewährung von Leistungen, die dem 
Zweck der sozialen Sicherung dienen, nicht Erwerbseinkommen sind, auf Gesetzgebung 
beruhen und durch öffentlich-rechtliche Körperschaften gewährt werden2), so läßt sich 
durchaus auch die Zugehörigkeit dieser neuen Maßnahmen zum Bereich der sozialen 
Sicherung vertreten. Das ist um so mehr der Fall, als die Institutionen der sozialen 
Sicherung in Deutschland - zum Teil in übereinstimmung, teilweise aber auch im Ge­
gensatz zu ausländischen Regelungen - mit Rücksicht auf berufsständische und gebiet­
liche Besonderheiten konzipiert und fortentwickelt worden sind. Es ist deshalb folge­
richtig, wenn sich die Sozialpolitik für Teilbereich an Größen orientiert, die auch 
anderen Disziplinen zugerechnet werden müssen oder auf sie ausstrahlen. 

Diese Maxime gewinnt besonders in Zeiten struktureller Flexibilität Bedeutung. Um 
die Strukturfolgen im Bergbau für die betroffenen Menschen durch vorgezogene oder 
zusätzliche Sozialleistungen abzumildern, erträglich zu gestalten oder ihnen die Fort­
setzung ihrer Erwerbstätigkeit in anderen Bereichen der Wirtschaft zu eröffnen, ist ein 
Gesamtsozialplan für den deutschen Bergbau geschaffen worden. Im Grunde ähnlich, 
wenn in den Einzelverhältnissen durchaus auch verschieden, ist die Situation auch im 
landwirtschaftlichen Bereich. Hier begegnen sich deshalb sozialpolitische und agrar­
politische Ziele, ja sie sind partiell sogar identisch. Ein typisches Zeichen dafür ist die 
Hofabgabe als Leistungsvoraussetzung der Altershilfe für Landwirte im Rahmen inter­
temporärer Redistributionen. Auf den gleichen Prinzipien beruht auch die als Leistung 
eines Trägers der sozialen Sicherung völlig neuartige Gestellung von Ersatzkräften bei 
stationären Heilbehandlungen nach Arbeitsunfällen in der landwirtschaftlichen Unfall­
versicherung oder bei Rehabilitationsmaßnahmen in der Altershilfe für Landwirte. 

Die größten Bedenken gegen eine Einordnung in den Bereich der sozialen Sicherung 
könnten bei der Gewährung von Landabgaberenten oder von Umschulungshilfen als 
Folge von strukturverbessernden Hofabgaben bestehen. Berücksichtigt man jedoch wie-

1) Es handelt sich dabei u. a. um das Weiterbestehen des Unfallversicherungsschutzes bei be­
triebsfördernder Tätigkeit und die Weitergewährung von Verletzten- und Hinterbliebenen­
renten aus der Unfallversicherung über die Hofabgabe hinaus, die in der Unfallversicherung 
gewährten Maßnahmen zur Arbeits- und Berufsförderung (einschließlich der Umschulung un­
fallverIetzter Landwirte), den Fortfall oder die Verringerung der Verpflichtung zur Zahlung 
von Beiträgen für die Unfallversicherung bei Hof- oder Grundstücksabgabe sowie die Mög­
lichkeit der freiwilligen Weiterzahlung von Beiträgen zur Altershilfe für Landwirte zur Er­
füllung der Wartezeiten nach der Hofabgabe und die dort vorgesehene Gewährung von 
Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit (Reha­
bilitationsmaßnahmen). 

2) So die Definition des Internationalen Arbeitsamtes in TheCost of Social Security 1949-1957, 
herausgegeben vom Internationalen Arbeitsamt, Genf, zitiert bei ZÖLLNER, Sozialpolitische 
Redistributionen als Mittel der Agrarpolitik, in diesem Band, S. 385. 
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derum die Bedeutung dieser agrarsozialen Maßnahmen für die betroffenen Menschen 
und ihre soziale Sicherung, so greifen diese Bedenken nicht durch, zumal auch die Lei­
stungsarten - im einen Falle wiederkehrende Geldleistungen, im anderen Falle Um­
schulungshilfen - durchaus zum Instrumentarium der klassischen Sozialpolitik zählen. 
In diesen Fällen begegnen sich sichtbar erneut agrar- oder wirtschaftspolitische Gesichts­
punkte, denen mit sozialpolitisch zielgerichteten Mitteln gedient werden soll. 

Die Zugehörigkeit dieser neuen Sozialleistungen zum System der sozialen Sicherung 
könnte bestritten werden, weil es an einem ausgleichbaren Risiko fehlt. Indessen geht 
auch dieser Einwand fehl. Angesichts der bestehenden Situation besteht für zahlreiche 
- vor allem kleinere - Landwirte insofern ein mit der Hofabgabe verbundenes Risiko, 
als entweder die Veräußerung oder Verpachtung ihrer Betriebe oder Grundstücke 
mangels Nachfrage fehlschlagen kann oder nur zu einem Gegenwert denkbar ist, der 
ihre Lebenshaltung gefährdet und damit ihre soziale Sicherung in Frage stellt. 

e) Führt schon diese Betrachtung zu dem Ergebnis, daß die Maßnahmen, die die be­
sonderen agrarsozialen Maßnahmen mit Bezug auf die soziale Sicherung systemkon­
form oder dom nom systemvereinbar sind, so wird dies auch durm die bestehenden 
intersektoralen Redistributionen, nämlich die Beteiligung der öffentlichen Hand an 
der Finanzierung der landwirtschaftlimen Sozialversicherung bestätigt. Wenn die All­
gemeinheit über den Bundeshaushalt in 1967 503 Mill. DM zur Finanzierung der land­
wirtschaftlimen Altershilfe beigesteuert hat, während sim die Beiträge der aktiven 
Landwirte nur auf einen Betrag von 206 Mill. DM beliefen, so ist zu bedenken, daß die 
Landwirtsmaft auf Grund der überkommenen übergabe- und Altenteilsverträge bereits 
unmittelbar eine in Geldwert umgerechnete Leistung von jährlich 1,2 Milliarden DM für 
die soziale Sicherung der älteren Generation erbringt. Bei dieser Betrachtungsweise hält 
sim die Beteiligung der öffentlichen Hand an den Aufwendungen der landwirtschaft­
lichen Altershilfe durchaus in Grenzen. 

Wesentlich für die Beurteilung in diesem Bereich ist jedoch das dem System der so­
zialen Sicherung innewohnende Prinzip der Subsidiarität. Dieser Grundsatz rechtfertigt 
einerseits das Eigenleben kleinerer Lebenskreise - wie dem der sozialen Sicherung der 
Landwirtsmaft - vor Totalitätsansprüchen umfassender Sozialgebilde. Subsidiarität 
bedeutet andererseits aber auch die Hilfe von oben nach unten, d. h. in Form des Ein­
greifens größerer Sozialgebilde und damit im letzten Grunde des Staates als Vertreter 
der Allgemeinheit des Volkes zugunsten kleinerer Lebenskreisel). 

Von hier aus gesehen ist es also folgerichtig, wenn sich die Allgemeinheit an den 
Finanzierungen der Sozialmaßnahmen für die landwirtschaftliche Bevölkerung beteiligt. 
Das gilt um so mehr, als damit zugleich Ergebnisse verbunden sind, die im Interesse der 
Allgemeinheit liegen oder mit der Freisetzung von Arbeitskräften andere Bereiche der 
Wirtschaft und der Dienstleistungen fördern. 

3. Das Sozialrecht im weitesten Sinne umfaßt die Bereime der Sozialversicherung, 
der Sozialhilfe und der Versorgung. Die Rechtsordnung weist diese Gebiete dem öffent­
lichen Recht zu. Sie gestaltet dabei vielfach die Einzelregelungen nach den Prinzipien 
von Verpflichtung und Berechtigung, läßt vereinzelt jedoch auch die Berechtigung ohne 
Verpflichtung gelten. Dabei sichert sie die Leistungsgewährung überwiegend durch 
Rechtsansprüche ab, kennt andererseits aber auch durchaus Ermessensleistungen. Gerade 
das geltende Sozialremt läßt deshalb eine Fülle rechtlim relevanter Varianten zu und 
gibt damit der Einordnung neuer Sozialleistungstatbestände in sein Remtssystem auch 
dann Raum, wenn sie die klassismen Formen und Arten der sozialen Sicherung sprengt. 

So gesehen kann eine nähere rechtliche Untersuchung der Begriffe" Versicherung", 
"Versorgung" und "Fürsorge" für den hier zu beurteilenden Sachverhalt dahingestellt 

1) So ACHINGER, HÖFFNER, MUTHESIUS, NEuNDöRFER, Neuordnung der sozialen Leistungen. 
Denkschrift 1955, S. 22/23. 
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bleiben. Zum Verständnis genügt die Feststellung, daß es bei der Versorgung im Unter­
schied zu der Versicherung keine eigene Beitragsleistung gibt und durch die Fürsorge 
unterschiedlich zur Sozialversicherung und Versorgung nur individuelle und subsidiäre 
Hilfe gewährt wird1). 

Zweifel über die Subsumtion unter das geltende Sozialrechtssystem können dem­
gemäß bei den für die Landwirte geltenden Formen der klassischen Sozialversicherung 
wie der Krankenversicherung, der Unfallversicherung und der Rentenversicherung 
nicht bestehen. Auch die Altershilfe für Landwirte ordnet sich trotz ihrer spezifisch 
landwirtschaftlichen Besonderheiten ohne Schwierigkeiten in dieses System ein, wenn 
sie neben reinen Versicherungsmerkmalen auch Tendenzen erkennen läßt, die Grund­
sätze des Versorgungsrechts berühren könnten. Das gleiche gilt auch für die Gestellung 
von Ersatzkräften, die im Rahmen besonderer Ersatzleistungen als Leistungsart der 
sozialen Sicherung neu ist. Gerade bei dieser neuartigen (akzessorischen) Sozialleistung 
führt ein zivilrechtlicher Vergleich zu dem schadensrechtlichen Gedanken der Natural­
restitution. Auf sie besteht im übrigen nach der über die Rehabilitationsmaßnahme ge­
troffenen Ermessensentscheidung ein Rechtsanspruch. Soweit die Ersatzleistungen Al­
ternativ-Erfüllungen in der Form der Gestellung von Ersatzkräften oder der Gewäh­
rung von Ersatzgeld zulassen, regeln sie sich administrativ nach den allgemeinrecht­
lichen Grundsätzen des Wahlschuldverhältnisses. 

Rechtlich schwieriger liegt es hingegen bei den Leistungsarten, welche die Gewährung 
wiederkehrender Geldleistungen oder von Umschulungshilfen bei strukturverbessern­
der Hof- oder Grundstücksabgabe betreffen. Das gilt besonders für den Fall, daß die 
beabsichtigten Regelungen nicht unmittelbar gesetzlich getroffen, sondern vielmehr nur 
auf Grund von Richtlinien gewährt werden, die ihrerseits allerdings gesetzlich abge­
sichert sein müssen. In diesem Falle würde es sich mithin um Ermessensleistungen han­
deln, auf die kein Rechtsanspruch besteht. Indessen sind solche Maßnahmen nicht neu. 
Sie sind vielfach geradezu der rechtliche Prototyp für zahlreiche Maßnahmen, die auf 
Grund des Landwirtschaftsgesetzes getroffen worden sind. Neu wäre hier lediglich, daß 
sie neben ihrer agrarrechtlichen Bedeutung zugleich auch Zugang zum Sozialrecht hät­
ten. Dabei scheidet allerdings ihre Zuordnung zum Sozialversicherungsrecht von vorn­
herein aus, weil es schon an einer Gegenleistung etwa in Form einer Beitragszahlung 
fehlt. Die Landabgaberenten nähern sich hingegen mehr Versorgungsgrundsätzen, ge­
mischt mit zivilrechtlichen Gesichtspunkten der Schenkung unter einer Auflage (Ge­
währung der Rente nur dann, wenn die Grundstücke zur Aufstockung anderer geeig­
neter landwirtschaftlicher Betriebe abgegeben werden). Dabei wird die Realität des 
Lebens sicher im Bereich von Grenzfällen auch zu Entscheidungen unter Berücksichti­
gung der Bedürftigkeit, also nach fürsorgerechtlichen Grundsätzen zwingen. Insgesamt 
gesehen bestehen jedoch keine zwingenden Hinderungsgründe gegen die Einordnung 
der neuen agrarsozialen Maßnahmen und Absichten in das geltende Sozialrechtssystem. 

4. Für eine 'Vergleichende Betrachtung der agrarsozialen Regelungen des Auslands 
bieten sich die Länder an, die entweder ganz oder teilweise spezifische Lösungen der 
sozialen Sicherheit für die landwirtschaftliche Bevölkerung getroffen haben. Es handelt 
sich dabei vor allem um Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg und österreich. 
Zusammen mit Deutschland bilden sie den Kreis der Staaten, die einer gegliederten 
sozialen Sicherung den Vorzug vor Einheitsregelungen, sei es in Form einer allgemeinen 
Staatsbürgerversorgung oder einer gesetzlichen Versicherung aller Selbständigen ge­
geben haben. 

a) Was den Umfang der Deckung der klassischen Sozialrisiken (Krankheit, Invali­
dität, Alter, Tod, Arbeitsunfall und Berufskrankheit) sowie die Zahlung von Familien­
beihilfen anbelangt, so bestehen umfassende Sicherungen für die landwirtschaftliche 

1) 50 BRACKMANN, Handbuch der Sozialversicherung, 5. 79 ff. 
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Bevölkerung in Frankreich (mit Einschränkungen bei den Arbeitsunfällen und Berufs­
krankheiten), in Italien, in Luxemburg und in österreich, während in Deutschland für 
die Landwirte keine gesetzliche Regelung für den Krankenversicherungsschutz und in 
Griechenland für den Fall des Todes, für Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten und für 
Familienbeihilfen bestehen. Teilweise Sonderregelungen für die Landwirtschaft beste­
hen im Rahmen freiwilliger Versicherungen in Portugal und für die Familienbeihilfen 
in der Schweiz. Die Leistungen und ihre Voraussetzungen sind bezüglich der Grund­
arten in allen beteiligten Ländern gleich, im einzelnen indessen recht differenziert. So 
wird z. B. die Hofabgabe als Voraussetzung für die Gewährung des Altersgeldes nur in 
Deutschland und in österreich gefordert. Dem seiner Höhe nach einheitlichen Altersgeld 
Deutschlands stehen z. B. in österreich und Frankreich der Höhe nach differenzierte 
Zuschußrenten oder Altersrenten gegenüber, wobei sich im einen Falle die Staffelung 
nach der Dauer der Beitragszahlung und im anderen Falle nach der Höhe der Beiträge 
richtet. Demgemäß ist auch die Beitragsgestaltung in den einzelnen Ländern außer­
ordentlich unterschiedlich. In allen Ländern beteiligt sich indessen die Allgemeinheit 
über den Staat an der Aufbringung der erforderlichen Mittel. Auch dies geschieht ent­
weder für die einzelnen Unternehmen gestaffelt (wie in Frankreich bei der Kranken­
und Altersversicherung) oder einheitlich (wie in der deutschen Altershilfe und in öster­
reich, wo sich der Staat an der Zuschußrentenversicherung und der Krankenversicherung 
jeweils mit 100% der Beitragseinnahmen an der Finanzierung beteiligt). Eine Sonder­
regelung besteht in Griechenland insofern, als die ursprünglich vorgeschriebene Ent­
richtung von Beiträgen aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Verhältnisse der 
griechischen Landwirte inzwischen ganz aufgegeben worden ist und die Gesamtauf­
wendungen für die soziale Sicherung der Landwirtschaft vom Staat getragen werden. 
Abgesehen davon verfügt Frankreich über den höchsten Anteil an Fremdmitteln. Für 
das Jahr 1968 waren für die selbständigen Landwirte, ihre Familienangehörigen und 
die landwirtschaftlichen Arbeitnehmer Sozialaufwendungen in Höhe von insgesamt 
9,2 Mrd. F. F. erwartet. An der Finanzierung dieser Aufwendungen beteiligen sich die 
staatlichen Körperschaften mit 6,34 Mrd. FF (das sind 68,52 v. H.), die Taxen für land­
wirtschaftliche Erzeugnisse mit 0,33 Mrd. FF (das sind 3,59 v. H.) und die Landwirte 
direkt mit 2,58 Mrd. FF (das sind 27,89 v. H.). Im ganzen gesehen führt der internatio­
nale Rechtsvergleich zu dem Ergebnis, daß im allgemeinen die klassischen Sozialrisiken 
in allen beteiligten Ländern dem Grundsatz nach ganz oder überwiegend im Rahmen 
landwirtschaftlicher Speziallösungen gede<kt sind und überall die Allgemeinheit an 
der Aufbringung der Mittel maßgeblich beteiligt ist1). 

b) Gegenüber diesem in den Einzellösungen zwar buntscheckigen, im ganzen aber 
doch relativ einheitlichen Bild ist bei den ergänzenden agrarsozialen Maßnahmen, die 
mit Zielrichtung auf die Förderung der Agrarpolitik gewährt werden, ein ganz anderes 
Ergebnis festzustellen. Zwar sind Strukturwandlungen im Agrarbereich in allen betei­
ligten Ländern erkennbar, bedeutungsvoll sind sie jedoch nur in den mitteleuropäischen 
Industrieländern, in denen die Strukturveränderungen der Landwirtschaft sowohl 
quantitativ als auch qualitativ rasant verlaufen sind und fortschreiten. Demgemäß fin­
den wir derartige ergänzende agrarsoziale Maßnahmen außer (im stadium nascendi) 
in Deutschland vor allem in Frankreich, den Niederlanden, Belgien, Großbritannien 
und im Ansatz auch in Polen. In allen diesen Ländern werden spezielle sozialrechtliche 
Maßnahmen zur Förderung der Agrarpolitik (darüber hinaus auch der allgemeinen 

1) Vgl. zum Vorstehenden KIRNBAUER, Die soziale Sicherheit der selbständigen Erwerbstätigen 
in der Land- und Forstwirtschaft in den Mitgliedstaaten des Verbandes der europäischen 
Landwirtschaft (CEA), Dokumentation der CEA 1968; NOELL, Das Gesetz über eine Alters­
hilfe für Landwirte, Teil B, S. 7off., und RAZIS, Die landwirtschaftliche Sozialversicherung in 
Griechenland im Vergleich zu dem deutschen und dem französischen System, 1968. 
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Wirtschafts- und Raumordnungspolitik) verwendet. Im wesentlichen handelt es sich 
dabei um soziale Hilfen für abgebende Landwirte, zum Teil auch um soziale Maßnah­
men für Landwirte, die neue oder größere Betriebe übernehmen. Den abgebenden 
Landwirten werden in erster Linie Geldleistungen in Form von Renten oder Abfin­
dungsbeträgen gewährt, während für jüngere Landwirte Umschulungshilfen in Betracht 
kommen. Allen diesen Regelungen ist gemeinsam, daß sie auf freiwilliger Grundlage 
und nicht auf staatlichem Zwang beruhen. 

5. Die Betrachtung der das Hauptreferat ergänzenden Einzelsachverhalte wäre un­
vollständig, wenn nicht auch der Möglichkeit administrativer Praktikabilität ein Wort 
gewidmet wäre. Auch die sinnvollste und materiell gerechteste Absicht des Gesetz­
gebers kann nämlich an ihrer verwaltungsmäßigen Undurchführbarkeit scheitern. Die 
Untersuchung dieses Tatumstandes gründet sich deshalb auf das Prinzip der Verhältnis­
mäßigkeit der Mittel. Jede beabsichtigte Legislativmaßnahme wird im administrativen 
Bereich eher und mehr ihrem Motiv gerecht werden und ihren Zweck erfüllen können, 
je weniger zeit- und kostenaufwendig sie in die Praxis übertragen werden kann. Das 
gilt auch für sozialpolitische Redistributionen als Mittel der Agrarpolitik. 

Keine Schwierigkeiten bestehen dabei in allen Bereichen, in denen seit längerer oder 
kürzerer Zeit Leistungen der sozialen Sicherung nach allgemeinen oder speziellen Sozial­
gesetzen erbracht werden. Insofern spielt die Frage für alle die Sozialleistungen keine 
Rolle, die vorwiegend sozialpolitisch (indirekt aber auch agrarpolitisch) wirksam sind l ). 

Das gleiche gilt auch für den Gesamtbereich der Altershilfe für Landwirte, die heute 
einen eminenten Bestandteil der landwirtschaftlichen Sozial verwaltung bildet. 

Anders könnte es nur bei den neuartigen Sozialleistungen sein, die als sozialpolitische 
Redistributionen agrarpolitischen Zielen dienen. Indessen wird auch hier die Lösung 
durch die Erkenntnis erleichtert, daß die Gewährung wiederkehrender Geldleistungen 
oder von Umschulungshilfen bei strukturverbessernder Hofabgabe sowohl mit dem 
System der sozialen Sicherung als auch mit den Prinzipien des geltenden Sozi al rechts 
vereinbar sind. Voraussetzung für ihre sinnvolle Verwaltung ist jedoch eine Abstim­
mung mit gleichartigen bereits bestehenden Leistungen. Deutlich wird das vor allem 
bei der Landabgaberente. Unter der Voraussetzung, daß sich die für die Gewährung 
dieser Geldleistung erforderliche Hof- oder Grundstücksabgabe nach den gleichen 
Maximen bemißt wie die Hofabgabe bei der Altershilfe für Landwirte, würde es nahe­
liegen, die Verwaltung der landwirtschaftlichen Altershilfe im Auftragswege auch mit 
der Zahlung der Landabgaberente zu betrauen. Der Nachweis der Landabgabe im 
Rahmen einer Strukturverbesserung wäre allerdings nur bei der Gewährung der Land­
abgaberente zu prüfen. Dagegen genügt bei der Prüfung der Altersgeldvoraussetzungen 
dann später lediglich die Feststellung des rentenberechtigten Alters. 

Im Prinzip gleichermaßen wäre auch die verwaltungsmäßige Lösung der Umschu­
lungshilfen für jüngere Landwirte denkbar. Diese Sachverhalte berühren in erster Linie 
den Aufgabenbereich des im Entwurf vorliegenden Arbeitsförderungsgesetzes. Für sie 
wäre mithin die Arbeitsverwaltung der zutreffende Verwaltungsträger, weil mit Hilfe 
der Umschulungen den in Betracht kommenden Landwirten die Voraussetzungen für 
die Erfüllung anderer Berufstätigkeiten vermittelt werden. 

3 Folgerungen 

Mit dem Hauptreferat ist davon auszugehen, daß sozialpolitische Redistributionen als 
Mittel der Agrarpolitik in vielfacher Weise denkbar, möglich und praktikabel sind, 
derartige sozialpolitische Mittel künftig noch verstärkt in den Dienst agrarpolitischer 

1) Vgl. S. 397 Anm. 1. 
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Zielsetzungen gestellt werden dürften, Sozialpolitik und auch Agrarpolitik im Rahmen 
des qualifizierten Wandels gezielte Sondermaßnahmen offenbaren werden, die zweck­
mäßig mit dem Begriff "Agrarsozialpolitik" definiert werden können, und sozialpoli­
tische Sonderregelungen für die Landwirtschaft innerhalb eines organisatorischen Son­
dersystems leichter verwirklicht werden können. Dabei werden indessen vorerst noch 
intersektorale Redistributionen Vorrang vor intrasektoralen Sozialmaßnahmen haben. 

Die Prüfung der in diesem Diskussionsbeitrag behandelten ergänzenden Fragen führt 
darüber hinaus zu dem Ergebnis, daß die bisher bestehenden und erkennbar beabsich­
tigten sozialpolitischen Redistributionen als Mittel der Agrarpolitik entweder ganz oder 
noch zum System der sozialen Sicherung gerechnet und in das System des Sozialrechts 
eingeordnet werden können, die vergleichende Betrachtung mit Regelungen des benach­
barten Auslands ähnliche - wenn auch unterschiedlich geregelte - Sachverhalte ergibt 
und schließlich auch ausreichende und zweckmäßige Möglichkeiten administrativer 
Durchsetzbarkeit vorhanden sind. 
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